Kommentar zur Bürgererklärung des Bürgerforums Würzburg

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Freunde Europas, 

zunächst möchte ich mich bei den Teilnehmern des Europäischen Bürgerforums in Würzburg am 17. Januar für die Erstellung und Zusendung Ihrer „Bürgererklärung zur wirtschaftlichen und sozialen Zukunft Europas“ bedanken. Es freut mich, dass Sie mit Kopf und Herz dabei sind und sich über die Zukunft Europas und der Europäischen Union Gedanken machen. Bei so viel Engagement sehe ich das gemeinsame Projekt Europa von nunmehr 27 Mitgliedsstaaten auf einem guten Weg in die Zukunft. Als Europaabgeordnete für Unterfranken sehe ich mich als Ihre Anwältin und Dienstleisterin in Brüssel und Ihr Sprachrohr ins Europäische Parlament. Als Europaabgeordnete versuche ich dem in den Augen der Menschen teilweise noch recht fernen Europa vor Ort ein Gesicht zu geben. Ihre Anliegen liegen mir am Herzen und ich gehe gerne in einem kurzen Kommentar auf Ihre  Forderungen in der in Würzburg entstandenen Bürgererklärung ein. 

1. Thema: Soziales Europa und Weltfinanzkrise 
In vielen Punkten stimme ich mit den Forderungen Ihrer Erklärung überein. Für mich ist die Europäische Union die Antwort auf die kommerzielle Globalisierung, sie gibt den Menschen Schutz durch einen sozialen Rahmen und sorgt zum Beispiel mit der Arbeitszeit-Richtlinie für faire Arbeitsbedingungen in ganz Europa. Als Mitglied des Sozialausschusses im Europäischen Parlament setze ich mich dafür ein, dass unsere hohen Standards in diesem Bereich – z. B. die Gültigkeit des Grundsatzes, dass Bereitschaftsdienst generell als Arbeitszeit angesehen wird – zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch auf europäischer Ebene festgeschrieben werden. Ich stimme mit Ihnen überein, dass unsere sozialen Standards im Rahmen der europäischen Gesetzgebung nicht einem Minimalkonsens zum Opfer fallen dürfen. Der Mensch steht für mich an erster Stelle. Denn der Mensch muss nicht der Wirtschaft dienen, sondern die Wirtschaft den Menschen.
Der innerhalb der EU geschaffene Binnenmarkt ist dafür eine wichtige Grundvoraussetzung und schafft neben einer zollfreien Handelzone auch einen Raum von Freiheit, Sicherheit und Wohlstand in Europa. Deutschland profitiert stark vom Europäischen Binnenmarkt. Über 60 % unserer Exporte gehen in den Europäischen Binnenmarkt und mindestens jeder 6. Arbeitsplatz hängt von diesem Binnenmarkt ab. Wir wollen ein Europa, das den Menschen nützt und sie schützt. Gerade in Zeiten der Globalisierung, in denen Billiglohnländer wie Indien oder China immer mehr an Bedeutung und immer mehr an Wirtschaftswachstum gewinnen, muss die Europäische Union ein Gegengewicht zu diesen Ländern darstellen. Der europäische Binnenmarkt ist der größte Wirtschaftsraum der Welt und schafft Arbeitsplätze. Innerhalb Europas müssen aber auch hohe soziale Standards gelten, die für den Schutz der Menschen sorgen. 
Um in unserer Gesellschaft für mehr Gerechtigkeit zu sorgen, ist es für die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union von äußerster Wichtigkeit, gemeinsames Handeln zu ermöglichen. Dass das funktioniert, zeigt sich gerade in der Finanzkrise. Europa ist handlungsfähig. Die Staats- und Regierungschefs Europas erarbeiten gerade eine einheitliche europäische Linie, die Europa dann beim internationalen Weltfinanzgipfel Anfang April vertreten und voraussichtlich gemeinsam international durchsetzen werden. Die Europäische Union hat bei solchen grenzüberschreitenden Problemen eine große Verantwortung, eine Verantwortung, die sie auch wahr nimmt. Aufgrund des Versagens der Selbstregulierung der Großbanken braucht der Finanzmarkt jetzt gesetzliche Regeln, mehr Transparenz, Kontrolle und Aufsicht. Nur Europa kann hier einheitliche Spielregeln aufstellen, an die sich alle halten.
Wir werden auf EU-Ebene konkrete Fortschritte auf dem Weg zu einer stabilen Weltfinanzordnung machen. Die Risikofonds, die sogenannten Hedge-Fonds und die umstrittenen Ratingagenturen müssen reguliert und überwacht werden. Außerdem werden wir darauf achten, dass unsere Banken einen Eigenkapitalpuffer für schlechte Zeiten aufbauen und so im Ernstfall nicht dem Steuerzahler auf der Tasche liegen. Aber Europa ist für mich auch kein Selbstzweck. Europa muss – wie in der Finanzkrise – seine Verantwortung in der Welt wahrnehmen und den Menschen dienen, ihnen Sicherheit und Zuversicht geben.
2. Thema: Migration und Chancengleichheit
a. Migration

Sie stellen die Forderung nach einer gemeinsamen europäischen Einwanderungs- und Asylpolitik. Im Juni 2008 billigte das Europäische Parlament mehrheitlich eine Richtlinie, die den Umgang mit Ausländern, die sich nicht rechtmäßig in der Europäischen Union aufhalten, einheitlich regelt. Mein CSU-Kollege Manfred Weber hatte zuvor mit dem Ministerrat einen Kompromisstext ausgehandelt. Diese Richtlinie ist das erste in diesem Politikfeld vom Europaparlament verabschiedete Gesetz und gilt als Meilenstein auf dem Weg zu einer gemeinsamen Europäischen Asyl- und Immigrationspolitik. Schon in naher Zukunft soll diese Rückführungsrichtlinie durch weitere Initiativen ergänzt werden, so etwa durch eine Richtlinie, die legale Zuwanderung für Fachkräfte attraktiver und den Wechsel von einem EU-Land in das andere für Zuwanderer aus Drittstaaten leichter machen soll, es handelt sich hier um die sogenannte Blue Card-Initiative. Außerdem wird derzeit eine Richtlinie über den Umgang mit Zuwanderern ohne gültige Papiere beraten.
b. Chancengleichheit

Ein weiteres, von Ihnen angesprochenes Thema im Bereich soziale Gerechtigkeit ist die Gleichstellung von Mann und Frau. Hier bestehen, vor allem was Beruf und Einkommen betrifft, frappierende Unterschiede. Der Einkommensunterschied zwischen den Geschlechtern liegt in Europa durchschnittlich bei 17,4 Prozent. Dabei liegt die Bundesrepublik mit einer Entgeltlücke von 23 Prozent im europäischen Vergleich auf einem der hinteren Plätze. Die Lohnunterschiede sind je nach Wirtschaftsbereich unterschiedlich hoch, und sie vergrößern sich mit höherer Ausbildung und zunehmendem Alter der Frauen. Als Frau bin ich selbstverständlich eine Verfechterin der Rechte der Frauen. Es kann nicht sein, dass Frauen für die gleiche Arbeit weniger Lohn erhalten und dass wir immer noch dafür kämpfen müssen, dass unsere Leistungen genauso anerkannt werden wie die der Männer.

Auch Ihre Forderung nach einem europaweit abgestimmten Bildungssystem unterstützte ich ausdrücklich. Die Mobilität der Menschen darf nicht durch differierende Bildungsstandards eingeschränkt werden. Europa macht es jetzt bereits möglich, dass Schul-, Ausbildungs- und Studienabschlüsse innerhalb Europas gegenseitig anerkannt werden. Durch den Bologna-Prozess werden in Europa sukzessive neue Studienabschlüsse eingeführt, so dass Bachelor- und Masterabschlüsse nach angloamerikanischem Vorbild für Vergleichbarkeit, weniger Studienabbrecher und jüngere Akademiker sorgen. Zudem kann jeder Bürger Europas seinen Ausbildungs- und Arbeitsplatz innerhalb Europas grenz​überschreitend frei wählen. 
Europa ermöglicht jungen Menschen, egal welchen Herkunftslandes und welchen sozialen Hintergrundes, Zugang zu Bildung und Ausbildung in allen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Und Europa unterstützt junge Menschen bei Ihrem Vorhaben:

Im Bereich der Bildungs- und Jugendarbeit umfasst das Programm Lebenslanges Lernen der Europäischen Union die Teilprogramme COMENIUS, ERASMUS, LEONARDO DA VINCI und GRUNDTVIG. Diese Programme stehen Privatpersonen, Lehrenden sowie Organisationen offen und verfügen in der neuen Förderperiode von 2007 bis 2013 über ein Budget von 6,97 Milliarden Euro. Um ein höheres Maß an Bewegungsfreiheit und verbesserten interkulturellen Austausch der Bürger Europas zu ermöglichen, unterstützt die Europäische Union auch Städtepartnerschaften zwischen Mitgliedsstaaten. Letzten Endes trägt die Europäische Union so ein großes Stück zum Zusammenwachsen Europas bei, dazu, dass sich das europäische Haus mit Leben füllt.
3. Thema: Klima und Umwelt

Der Umweltausschuss ist mein Hauptausschuss im Europäischen Parlament, daher bin ich in diesem Bereich immer besonders neugierig darauf, was von den Bürgern Europas gefordert und kritisiert wird. Ich unterstütze zahlreiche Ihrer Standpunkte.

So ist etwa von großer Bedeutung, dass unsere Kinder schon von klein auf an das überaus wichtige Thema Umwelt und Umweltschutz herangeführt werden. Vieles, an dem unsere Umwelt, unsere Erde, Schaden nimmt, kann schon allein durch bessere Information und Aufklärung verhindert werden. Deshalb ist es so wichtig, dass die großen und kleinen Bürger Europas durch Umwelterziehung für dieses Thema sensibilisiert werden und lernen, wie sie unsere Umwelt schützen können. 
Außerdem  setze ich mich – wie auch von Ihnen gefordert –  dafür ein, dass die wissenschaftliche Forschung im Bereich der regenerativen Energien intensiviert wird. In diesem Zusammenhang muss erwähnt werden, dass die europäische Umweltpolitik große Chancen beinhaltet. Sie schafft europaweit ein einheitlich hohes Schutzniveau, das sichert die Lebensqualität der Menschen  und schafft einheitliche Wettbewerbsbedingungen für unsere Unternehmen. Hohe deutsche Standards sollen europäisch werden und bayerische Vorleistungen in Europa sollen anerkannt werden, wie dies zum Beispiel bei Hochwasserschutz der Fall ist. Europäische Umweltstandards müssen mit Augenmaß festgelegt werden und zwar im Einklang mit den Interessen der Kommunen und des Arbeitsmarktes – so geschehen bei der  Revision der Feinstaubrichtlinie, bei der ich als Verhandlerin für die konservative Fraktion beteiligt war.

Auch bin ich der Meinung, dass globale Probleme wie der Klimawandel grenzüberschreitend gelöst werden müssen. Umweltprobleme sind grenzüberschreitende Probleme. Klimaschutzpolitik mit Augenmaß verringert die CO2-Emissionen und schafft Anreize zum Bau von energieeffizienten PKWs und Industrieanlagen. Arbeitsplätze in Deutschland dürfen dabei nicht gefährdet werden. Die Klimadiskussion – das bleibt oftmals unerwähnt – schafft aber auch neue Arbeitsplätze und bringt auch Aufträge für Industrie und Handwerk. 
Die EU spielt übrigens schon jetzt eine Vorreiterrolle in der Umwelt- und Klimadiskussion. Kurz vor Weihnachten verabschiedete das Europäische Parlament mit großer Mehrheit das EU-Klimapaket. Dieses Paket soll dafür Sorge tragen, dass die Europäische Union bis zum Jahr 2020 eine Reihe von ehrgeizigen Klimazielen erreicht, namentlich den Ausstoß von Treibhausgasen und um 20 Prozent zu reduzieren, den Anteil erneuerbarer Energiequellen um 20 Prozent zu reduzieren, den Anteil erneuerbarer Energiequellen auf 20 Prozent zu steigern und die Energieeffizienz um 20 Prozent zu erhöhen.

Liebe Leser, soweit zu meinen Ausführungen, in dem ich hoffentlich zentrale Anliegen Ihrer Bürgererklärung abdecken konnte. Gerne können Sie sich bei Fragen, Kommentaren und Ergänzungen an mich wenden, denn ich möchte meine Europapolitik so nah wie möglich am Bürger gestalten. Deshalb bedanke ich mich noch einmal ausdrücklich dafür, dass Sie sich so intensiv mit dem Thema Europa beschäftigt und auch konkrete Forderungen gestellt haben. Sie sehen, Europa erfüllt bereits einige Ihrer Wünsche. Ich setze mich dafür ein, dass die Wünsche der Bürger Europas ernst genommen werden und in Brüssel Gehör finden. Auch in Zukunft will ich mit vollen Engagement und ganzem Herzen als Ihre Anwältin Europas für Ihre Anliegen in Europa eintreten. 
Mit herzlichen Grüßen,

Ihre Anja Weisgerber

